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TAGESORDNUNG 
 
Öffentliche Sitzung 
 
1. Informationen des Bürgermeisters aus vorangegangenen nichtöffentlichen Sitzungen 

Vorlage: BGM/099/2022 
  

2. Genehmigung der Niederschrift der öffentlichen Sitzung vom 20.09.2022 
Vorlage: BGM/100/2022 

  

3. Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung; Rückwirkungsbeschluss 
Vorlage: Kä/032/2022 

  

4. 18. Änderung des Bebauunggsplanes Nr. 12 "Meisham"; Vorlage der Stellungnahmen, 
Vollzug des Baugesetz (BauGB); weiteres Verfahren 
Vorlage: BV/299/2022 

  

5. Antrag auf Vorbescheid zur Errichtung von zwei Doppelhaushälften, sowie ein 
Einfamilienwohnhaus mit 4 Carports und 2 Stellplätzen auf FLNr. 289, Gemarkung Eggstätt, 
Priener Str. 7 
Vorlage: BV/298/2022 

  

6. Verschiedenes und Bekanntgaben 
Vorlage: BGM/101/2022 
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Erster Bürgermeister Christian Glas eröffnet um 19:00 Uhr die öffentliche Sitzung des 
Gemeinderates, begrüßt alle Anwesenden und stellt die ordnungsgemäße Ladung und 
Beschlussfähigkeit des Gemeinderates fest. 
 
 
 

ÖFFENTLICHE SITZUNG 
 
 

 
1 Informationen des Bürgermeisters aus vorangegangenen 

nichtöffentlichen Sitzungen 
 

 
Mitteilung: 
 

- Erneuerung der gemeindlichen Homepage www.eggstaett.de: Vorstellung der 
Angebote und Vergabe 
Der Gemeinderat beschloss die Vergabe der Erneuerung der Gemeinde-Webseite 
www.eggstaett.de an die Firma inixmedix Media GmbH. 

 
- Renovierung Heistracher Haus, ehem. Schuhmann-Wohnung, Auftrag Fenster 

Der Gemeinderat stimmte der Auftragsvergabe der neuen Fenster an die Fa. Reiter zu. 
 

- Renovierung Heistracher Haus, ehem. Schuhmann-Wohnung, Obinger Str. 3, 
Vergabe der Fußbodenarbeiten 
Der Gemeinderat stimmte der Auftragsvergabe für den Fußboden an die Fa. Voit zu. 

 
- Neubau Kindertagesstätte Eggstätt: Hier Vergabe Planungsleistung Küchenplanung 

Der Gemeinderat stimmte der Vergabe der Planungsleistungen nach HOAI an das 
Planungsbüro C. Pillich Projektplanung aus Bad Feilnbach zu. 

 
- Neubau Kindertagessstätte Eggstätt; Vergabe Planungsleistung „vorbeugender 

Brandschutz“ 
Der Gemeinderat stimmte der Vergabe der Planungsleistung „vorbeugender Brandschutz“ 
an das Planungsbüro Püschel zu. 

 
 
 
Zur Kenntnis genommen  
 
2 Genehmigung der Niederschrift der öffentlichen Sitzung vom 

20.09.2022 
 

 
Sachverhalt: 
 
Die Niederschrift wurde den Mitgliedern des Gemeinderates per Ratsinformationssystem zur 
Kenntnisnahme zur Verfügung gestellt.  
 
Zur Niederschrift der öffentlichen Gemeinderatssitzung vom 26.07.2022 wurden keine Änderungen 
oder Bedenken geäußert; sie gilt somit als einstimmig genehmigt. 
 
Einstimmig beschlossen Ja 11       Nein 0   
 
 
 
 
 

http://www.eggstaett.de/
http://www.eggstaett.de/
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3 Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung; 
Rückwirkungsbeschluss 

 

 
Sachverhalt: 
 
Die in der Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung der Gemeinde Eggstätt vom 
28.10.2010 in der Fassung der Änderungssatzung vom 19.12.2018 festgesetzten 
Herstellungsbeiträge und Verbrauchsgebühren werden zum 01.01.2023 der Kostenentwicklung 
bzw. der entsprechenden abgaberechtlichen Voraussetzungen angepasst. 
Vorbehaltlich der noch durchzuführenden Kalkulation der Herstellungsbeiträge sowie der 
Verbrauchsgebühren wird die Anpassung voraussichtlich zu einer Erhöhung der 
Herstellungsbeiträge sowie der o.g. Gebührensätze gegenüber den derzeit geltenden Beitrags- und 
Gebührensätzen führen. In welcher Höhe eine Anpassung der Beiträge und Gebühren erforderlich 
wird, kann erst nach Abschluss der noch durchzuführenden Berechnungen festgelegt werden. 
Dieser Sachverhalt wird den Beitrags- und Gebührenzahlern durch Anschlag an den 
Gemeindetafeln als auch auf der Homepage als Vorabinformation bekannt gegeben, da die 
endgültige Berechnung erst im kommenden Jahr (2023) durchgeführt werden kann, die Anpassung 
jedoch aus verwaltungstechnischen Gründen zum 01.01.2023 erfolgen muss. Nach Abschluss der 
o.g. Berechnungen ist mit einer rückwirkenden Anpassung der entsprechenden Bestimmungen in 
der BGS/EWS zu rechnen. 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat stimmt dem Rückwirkungsbeschluss zu. 
 
 
Einstimmig beschlossen Ja 11       Nein 0   
 
4 18. Änderung des Bebauunggsplanes Nr. 12 "Meisham"; Vorlage der 

Stellungnahmen, Vollzug des Baugesetz (BauGB); weiteres Verfahren 
 

 
Sachverhalt: 
 
 
 
18. Änderung des Bebauungsplans Nr. 12 „Meisham“ 
Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB) 
 

-  Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
-  Beteiligung der Behörden und sonst. Träger öffentl. Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB 

 
 
 

Verfahren gemäß § 10 BauGB 
i.V.m 

§ 3 Abs. 2 BauGB 
Stellungnahme zu Bedenken und Anregungen der Öffentlichkeit 

§ 4 Abs. 2 BauGB 
Stellungnahme zu Bedenken und Anregungen der Behörden und sonstigen TöB 
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Planungskronologie: 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde Eggstätt hat in seiner Sitzung vom 05.04.2022 die 18. Änderung 
des Bebauungsplans Nr. 12 „Meisham“ beschlossen. Die Bebauungsplanänderung wird im 
beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB durchgeführt.  
Zu dem Entwurf der Bebauungsplanänderung in der Fassung vom März 2022 wurden die Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange und die Öffentlichkeit über Aushang und Anschreiben an 
die direkten Nachbarn gemäß § 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom 29.06.2022 mit der Bitte um 
Stellungnahme innerhalb eines Monats beteiligt. 
Der Entwurf der Bebauungsplanänderung in der Fassung vom März 2022 wurde mit der Begründung 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 29.06.2022 bis einschließlich 29.07.2022 öffentlich 
ausgelegt (Öffentliche Bekanntmachung durch Anschlag an den Amtstafeln vom 21.06.2022). 
In Reaktion auf die vorgebrachten Bedenken und Anregungen im Rahmen der Beteiligung der 
Öffentlichkeit wurde von Seiten der Gemeinde eine ergänzende und bauplanungsrechtlich nicht 
notwendige Anhörung der betroffenen Bürger (Nachbarn) am 07.09.2022 anberaumt. Im Zuge 
dieser Anhörung wurden das städtebauliche Konzept der Bebauungsplanänderung erläutert und 
vorgebrachte Bedenken nochmals gehört bzw. besprochen. Wesentliche, über die im Verfahren 
hinausgehende geäußerten Bedenken wurden dabei nicht vorgebracht. Die im Verfahren 
geäußerten Bedenken und Anregungen werden im Folgenden erörtert und abgewogen (Ziff. B.). 
 
 

A. Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
 

 
A.1 Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange OHNE Rückmeldung / Äußerung 
 
Bei den folgenden beteiligten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange ohne 
Rückmeldung bzw. ohne Äußerung wird davon ausgegangen, dass keine Bedenken und 
Anregungen gegen die Planung bestehen. 
 
1. Wasserwirtschaftsamt WWA Rosenheim, 

Schreiben vom 25.07.2022, per E-Mail 
 
2. Erzbischöfliches Ordinariat München, R1 FB Pastoralraumanalyse 

Schreiben vom 21.07.2022 
 
3. Wasserwirtschaftsamt Rosenheim 

Schreiben vom 25.07.2022, per E-Mail 
 
A.2 Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange OHNE Bedenken und 
Anregungen 
 
1. Staatliches Bauamt Rosenheim 

Schreiben vom 26.07.2022, per E-Mail 
  

2. Bayerischer Bauernverband; 
Schreiben vom 30.06.2022, per E-Mail 

 
3. Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung ADBV Rosenheim 

Schreiben vom 29.06.2022, per E-Mail 
 

4. Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten AELF Rosenheim 
Schreiben vom 25.07.2022; AZ: AELF-RO-4612-14-4-3 
 

5. Bayerischer Bauernverband 
Schreiben vom 30.06.2022 
 

6. Industrie- und Handelskammer für München und Oberbayern 
Schreiben vom 18.07.2022, per E-Mail 
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7. Landratsamt Rosenheim, Kreisbauamt / SG Bauleitplanung 

Schreiben vom 20.07.2022, per E-Mail 
 

8. Landratsamt Rosenheim, SG-34 Wasserrecht 
Schreiben vom 22.07.2022; AZ: 34 
 

9. Staatliches Bauamt Rosenheim, Fachbereich Straßenbau 
Schreiben vom 26.07.2022, per E-Mail 
 

A.3 Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange MIT Bedenken und Anregungen 
 
A.3.1 Bayernwerk Netz GmbH 

Schreiben vom 06.07.2022, AZ: TBAP Lo 4975 
 
 
 
Bedenken und Anregungen 
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Beschlussvorschlag 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass gegen vorliegende Planung keine Bedenken bestehen. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Mögliche Bauwerber sind über die vorgebrachten 

Anforderungen zu informieren. 

Für die Bebauungsplanänderung ergibt sich kein Handlungsbedarf. 

 
 
 
Abstimmungsergebnis   11   :  0 
 
 
A.3.2 Handwerkskammer für München und Oberbayern 
 
Schreiben vom 26.07.2022 
 
Bedenken und Anregungen 
  

 
 
 
Beschlussvorschlag 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Einwände gegen die Vorhaben im Teilbereich A 
bestehen. 
Bei dem Teilbereich B handelt es sich um ein festgesetztes Mischgebiet. Die üblichen Im-missionen 
eines MI sind daher vonseiten einer Wohnnutzung im Rahmen der gesetzlichen Regelungen zu 
dulden. 
 
Die vorliegende Planung sieht die Errichtung eines gemischt genutzten Gebäudes vor. Zur 
Sicherung der Durchmischung wird für Teilbereiche des Vorhabens eine Wohnnutzung aus-
geschlossen. 
 



 

Sitzung des Gemeinderates am 18.10.2022 Seite 9 von 26 
 

Nach derzeitigem Kenntnisstand ist durch vorliegende Planung eine zusätzliche Einschränkung oder 
Gefährdung benachbarter Betriebe nicht zu erwarten. 
 
Für die Bebauungsplanänderung ergibt sich kein Handlungsbedarf. 
 
Gemeinderatsmitglied Christoph Stöger ist ab dieser Zwischenabstimmung anwesend. 
 
 
Abstimmungsergebnis    11 :  1 
 

A.3.3 Landratsamt Rosenheim – Untere Naturschutzbehörde 

Schreiben vom 29.07.2022; AZ: 33 BP-2022-50959 IX 17941 

Bedenken und Anregungen 
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Sachverhalt / Abwägung 

Teilbereich A (Flur Nr. 2166/11, Am Lohfeld 38) 

Die Hinweise zu den festgesetzten Ausgleichsmaßnahmen an der Straße am Lohfeld werden zur 

Kenntnis genommen. Es handelt sich dabei um private Maßnahmen außerhalb des 

Planungsgebiets. Für die Bebauungsplanänderung ergibt sich kein Handlungsbedarf. 

Entsprechend § 4c BauGB ist die Durchführung von Ausgleichsmaßnahmen vonseiten der 

Gemeinde zu kontrollieren. In diesem Zusammenhang wird die Gemeinde mit den 

entsprechenden Grundstückseigentümern Kontakt aufnehmen und die Umsetzung der 

erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen anmahnen bzw. fordern. Über die umgesetzten 

Maßnahmen ist die Untere Naturschutzbehörde entsprechend zu informieren. 

Die überplante Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur 

und Landschaft in einer Größe von ca. 200 m² entsprechend des rechtskräftigen Bebauungsplans 

wird in der Begründung zur Bebauungsplanänderung textlich aufgeführt. Im Sinne eines 

besseren Verständnisses ist die überplante Fläche in die tabellarische Aufführung der 

Eingriffsflächen (Tab. 3 Überblick Eingriffsbilanzierung) entsprechend redaktionell aufzunehmen. 

Der erforderliche Ausgleich i. S. einer Ersatzfläche 1 : 1 wird, in Abstimmung mit dem LRA 

Rosenheim – UNB  im nördlichen Grundstücksbereich der Flur Nr. 2070, Gemarkung Eggstätt 

entlang der Erschließungsstraße zum Gärtnereigelände der „Eggstätter Blumeninsel“ 

nachgewiesen.  
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Die Bebaubarkeit des Grundstücks würde wesentlich eingeschränkt.  

Die rechtskräftige Bauleitplanung (BPlan Nr. 12 „Meisham“, 27.05.1997) beinhaltet im 

beanspruchten Bereich keine Festsetzungen zu erhaltenswertem Baumbestand. Im 

nordwestlichen Grundstückbereich sind lediglich „Gartenflächen“ festgesetzt. Nach Festsetzung 

sind je 150 m² nicht überbaubarer Grundstücksfläche mindestens 1 heimischer Laub- / 

Obstbaum zu pflanzen. Gartenflächen sollen extensiv genutzt werden. Nebenanlagen sind bzgl. 

des umbauten Raums begrenzt zulässig. 

Gegenüber dem rechtskräftigen Bebauungsplan wurde das zulässige Baufeld nach Norden 

verschoben. Wie in der Begründung bereits ausgeführt, kommt es bei der Umsetzung des 

geplanten Vorhabens dennoch voraussichtlich zur Beseitigung des vorhandenen Baumbestands. 

Im Rahmen der Festsetzungen zur Grünordnung werden bereits Vorgaben für Kompensations- 

und Minimierungsmaßnahmen festgesetzt, z. B. Ersatzpflanzungen heimischer Laub- / 

Obstbäume, die bisherigen Vorgaben zur Mindestdurchgrünung werden eingehalten. 

Zusätzlich werden zur Kompensation der Verluste von Lebensraum für Vögel Vorgaben für das 

Anbringen von Nisthilfen festgesetzt. 
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Das im Rahmen einer verbindlichen Bauleitplanung prüfrelevante Artenspektrum beschränkt sich 

laut Bundesnaturschutzgesetz BNatSchG (§ 44 und § 7 Abs. 2) auf die Arten des Anhangs IV der 

FFH-Richtlinie, alle europäischen Vogelarten, Arten der EUArtSchV Anhang A und der BArtSchV 

Anlage 1, Spalte 3. 

Allgemein ist im Rahmen der Baugenehmigungsverfahren sicherzustellen, dass im Kontext der 

Satzung umgesetzte Bauvorhaben weder durch ihre Errichtung (hier Rodung) oder ihren 

späteren Bestand den Regelungen des § 44 BNatSchG entgegenstehen. Mögliche 

Vermeidungsmaßnahmen und der Verweis auf die Vorgaben des Art. 11a BayNatSchG zur 

Vermeidung von Beeinträchtigungen der Insektenfauna sind in der Begründung aufgeführt. 

Im Sinne einer sach- und fachgerechten Behandlung und Abwägung der vorgebrachten 

Bedenken wurde im September 2022 durch die Dipl. Biologin Nikola Bichler, Bichler & Bichler 

GbR, 83132 Pittenhart, eine fachliche Einschätzung der vorhandenen Situation und der 

Auswirkungen der Planung erarbeitet. In diesem „Gutachen über die Begehung des Grundstücks 

an der Pittenharter Straße 3“ mit Stand vom 10.09.2022 wurde der Baumbestand untersucht 

und die artenschutzrechtlichen Auswirkungen einer möglichen Rodung untersucht. 

Das Ergebnis kommt zu folgender Bewertung:  

„Der durch die Fällung der beiden Silberweiden bedingte Verlust an Brutplätzen für Vögel, 

Jagdhabitat für Fledermäuse und Nahrungsangebot sowie Lebensraum für Insekten wird durch 

die umliegenden Gehölze und die Ausgleichspflanzungen ausgeglichen.“ (BICHLER 2022) 

Um das derzeit vorhandene artspezifische Nahrungsangebot zu stärken, wird empfohlen, eine 

entsprechende Artenauswahl in der Umsetzung der grünordnerischen Vorgaben des 

Bebauungsplans zu berücksichtigen (Pflanzung Silber-Weide). Entsprechende Vorgaben können 

im Rahmen eines städtebaulichen Vertrags gesichert werden. Die Begründung ist dahingehend 

redaktionell erläuternd zu ergänzen. Lage und Art der erforderlichen bzw. geplanten 

Baumpflanzungen sind im Freiflächengestaltungsplan zum Bauantrag zu definieren. 

Nach derzeitigem Kenntnisstand sind keine prüfrelevanten Arten von der 

Bebauungsplanänderung betroffen. Dem städtebaulichen Vorhaben stehen somit keine 

grundsätzlichen artenschutzrechtlichen Aspekte entgegen. Somit kann entsprechend den 

Hinweisen der Obersten Baubehörde (2008) auf einen detaillierten Fachbeitrag zur speziellen 

artenschutzrechtlichen Prüfung (saP) verzichtet werden.  

 

Die Begründung ist hinsichtlich der Biotopeigenschaften des Grundstücks entsprechend 

vorgebrachten Anregungen redaktionell zu überarbeiten. 

Die vorgeschlagenen Maßnahmen (Saatgutgewinnung für Übertragung, Schutz bestehender 

Flächen durch Baumanagement) sind zu überprüfen und soweit möglich als 

Kompensationsmaßnahme umzusetzen. Die Durchführung ist durch einen städtebaulichen 

Vertrag zu regeln. Die Begründung ist redaktionell zu ergänzen. 

Beschlussvorschlag 

Der Gemeinderat nimmt sich die o.a. Ausführungen zu eigen. Die Begründung ist entsprechend 

der Vorgaben redaktionell zu überarbeiten und zu ergänzen. Für das Planungskonzept ergibt sich 

kein Handlungsbedarf. 

Durch die Gemeinde ist mit den benachbarten Grundstückseigentümern am „Lohfeld“ Kontakt 

aufnehmen und die Umsetzung der erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen anmahnen bzw. 

fordern. Über die umgesetzten Maßnahmen ist die Untere Naturschutzbehörde entsprechend zu 

informieren. 

Die ergänzenden Kompensationsmaßnahmen sind im Rahmen von städtebaulichen Verträgen zu 

sichern. 

 
 
 
Abstimmungsergebnis    9  :  3 
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B. Beteiligung der Öffentlichkeit 

 
 
B.1 Bedenken und Anregungen mit Schreiben vom 25.07.2022  
 
Bedenken und Anregungen  
  
 

 
 
 
Sachverhalt / Abwägung 
 
Kommunen können mit der Aufstellung von Bebauungsplänen die bauliche Entwicklung steuern. 
Aufgabe der Bauleitplanung ist es, die bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke in der 
Gemeinde nach Maßgabe des Baugesetzbuches vorzubereiten und zu leiten. Die Gemeinden haben 
nach § 1 Abs. 3 BauGB Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit es für die städtebauliche 
Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Die Entscheidung über die Erforderlichkeit ist durch die 
Kommune zu treffen (Planungshoheit der Gemeinde). 
 
Bei der Aufstellung eines Bebauungsplans werden regelmäßig eine frühzeitige und eine (zweite) 
förmliche Bürgerbeteiligung durchgeführt. Die zweite Stufe der Bürgerbeteiligung beinhaltet eine 
öffentliche Auslegung des Bebauungsplanentwurfs über einen Zeitraum von vier Wochen. Wer 
innerhalb dieses Zeitraums keine Stellungnahme zum Bebauungsplan abgibt, kann gegen den 
Bebauungsplan zumindest nicht mehr direkt in einem Normenkontrollverfahren vorgehen.  
Vorrangiges Ziel der Landes- und Regionalplanung ist ein sparsamer Umgang mit Grund und Boden. 
Damit einhergehend sollen Außenbereichsflächen geschont und Innenbereichs-flächen vorrangig 
entwickelt werden. 
Entsprechende Vorhaben werden nach Willen des Gesetzgebers unterstützt. Bebauungspläne 
(auch Bebauungsplanänderungen) mit dem Ziel einer Nachverdichtung können daher gemäß § 13a 
BauGB im beschleunigten Verfahren durchgeführt werden. 
 
Im beschleunigten Verfahren kann von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung der 
Öffentlichkeit nach § 3 Absatz 1 BauGB abgesehen werden. 
 
Im beschleunigten Verfahren kann der betroffenen Öffentlichkeit Gelegenheit zur Stellungnahme 
innerhalb angemessener Frist gegeben oder wahlweise die Auslegung nach § 3 Absatz 2 
durchgeführt werden. 
Von der Aufstellung sowie von der Beschlussfassung eines/über einen Bebauungsplan muss die 
Gemeinde die betroffenen Grundstückseigentümer grundsätzlich nicht direkt informieren. Dies gilt 
sowohl für die Grundstückseigentümer innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans als 
auch für die Eigentümer der Nachbargrundstücke. Es reicht aus, wenn die gesetzlich 
vorgeschriebenen Mitteilungen im Amtsblatt der Gemeinde oder in den örtlichen Tageszeitungen 
öffentlich bekannt gemacht werden. 
 
Der Entwurf der vorliegenden Bebauungsplanänderung in der Fassung vom März 2022 wurde mit 
der Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 29.06.2022 bis einschließlich 29.07.2022 
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öffentlich ausgelegt. Die Auslegung wurde fristgerecht durch Anschlag an den Amtstafeln am 
21.06.2022 öffentlich bekannt gemacht. 
 
In Reaktion auf die allgemein im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit vorgebrachten Bedenken 
und Anregungen wurde von Seiten der Gemeinde eine ergänzende und baupla-nungsrechtlich nicht 
notwendige Anhörung der betroffenen Bürger (Nachbarn) am 07.09.2022 anberaumt. Im Zuge 
dieser Anhörung wurden das städtebauliche Konzept der Bebauungsplanänderung erläutert und 
vorgebrachte Bedenken nochmals gehört bzw. be-sprochen. Wesentliche, über die im Verfahren 
hinausgehende geäußerten Bedenken wurden dabei nicht vorgebracht.  
 
Beschlussvorschlag 
 
Die vorgebrachten Hinweise und Bedenken werden zu Kenntnis genommen. Für das Pla-
nungskonzept ergibt sich kein Änderungsbedarf. 
 
 
Abstimmungsergebnis    12 : 0 
 
 
 
 
 
B.2 Bedenken und Anregungen mit Schreiben vom 31.07.2022  
(Teilfläche A: Straße Am Lohfeld) 
 
Bedenken und Anregungen  
 

 
  
Sachverhalt / Abwägung 
 
Auf den Sachverhalt / Abwägung zu Ziff. B.1 wird verwiesen. 
 
Beschlussvorschlag 
Die vorgebrachten Hinweise und Bedenken werden zu Kenntnis genommen. Auf die Beschlusslage 
zu Ziff. B.1 wird verwiesen. Für das Planungskonzept ergibt sich kein Handlungsbedarf. 
 
Abstimmungsergebnis    12 :  0 
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B.3 Bedenken und Anregungen mit Schreiben vom 06.08.2022  
 
Bedenken und Anregungen  
 

 
 
  
Sachverhalt / Abwägung 
 
Auf den Sachverhalt / Abwägung zu Ziff. B.1 wird verwiesen. 
In Ergänzung der öffentlichen Auslegung hat die Gemeinde im Vorfeld des Verfahrens zur 
Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB, obwohl rechtlich nicht notwendig, die 
unmittelbar benachbarten Anlieger über das anstehende Verfahren informiert. 
Aufgrund einer Namensgleichheit wurde besagtes Schreiben allem Anschein nach nicht an alle 
angrenzenden Nachbarn versendet. Die Verwechslung bittet die Gemeinde ausdrücklich zu 
entschuldigen. 
Mit Verweis auf die Ausführungen zu Ziffn. B.1 hat dieser bedauernswerte Umstand jedoch 
bauplanungsrechtlich keine Auswirkungen. 
 
Beschlussvorschlag 
 
Die vorgebrachten Hinweise und Bedenken werden zu Kenntnis genommen. Auf die Beschlusslage 
zu Ziff. B.1 wird verwiesen. Für das Planungskonzept ergibt sich kein Handlungsbedarf. 
 
 
Abstimmungsergebnis    12  :  0 
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B.4 Bedenken und Anregungen mit Schreiben vom 05.07.2022  
(Teilfläche A: Straße Am Lohfeld) 
 
Bedenken und Anregungen  
  

 
 
 
 
 
 
Schreiben vom 31.03.2022 
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Sachverhalt / Abwägung 
 
Entsprechend aktueller Rechtsprechung (VG Würzburg, AZ: W 5 K 18.975, 09.05.2019) lassen sich 
in Bezug auf Anspruch auf Belichtung und Belüftung im Nachbarrecht folgende Leitsätze definieren: 
1. Eine erdrückende Wirkung eines Vorhabens auf das Anwesen eines Nachbarn scheidet sowohl 
von den Ausmaßen als auch von der baulichen Gestaltung aus, wenn dessen Baukörper nicht 
erheblich höher ist als das betroffene Gebäude. (Rn. 29) (redaktioneller Leitsatz) 
2. Schöpft die in einem Baugebiet vorhandene Bebauung die Festsetzungen eines Bebau-
ungsplanes nicht aus, sondern bleibt sie dahinter zurück, so verstößt ein Bauvorhaben auf dem 
Nachbargrundstück, welche das im Plan zugelassene und den Planzielen entsprechen-den 
Nutzungsmaß ausnutzt, nicht gegen das Gebot der Rücksichtnahme. (Rn. 29) (redaktioneller 
Leitsatz) 
 
Zu Maß der baulichen Nutzung / Gebäudekubatur Flur Nr. 2166/11 (Am Lohfeld) 
 
Die geplanten Vorhaben befinden sich innerhalb eines nach § 30 BauGB überplanten Bereich (10. 
Änderung des Bebauungsplans Nr. 12 „Meisham“, rechtskräftig seit 16.07.2002).  
Der rechtskräftige Bebauungsplan sieht für das überplante Grundstück und für die bauliche 
Umgebung die Errichtung von Einzelhäusern in offener Bauweise vor. Entsprechend Leitbild der 
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bisherigen Planung soll landschaftsbezogen und nachfrageorientiert das freistehende 1-bis-2-
Familienhaus den baulichen Maßstab bestimmen.  
Die Gebäudehöhe für das überplante Grundstück ist mit 5,80 m ab OK.FFB.EG festgesetzt. Die 
überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenze mit der Abmessung von circa 15 x 8,5 
m festgelegt, gleiche Größen weisen die Baugrenzen der östlichen Nachbargrundstücke auf. Die 
westlich gelegenen Baufelder verfügen über Baufenster mit einer Größe vom circa 13,50 x 9,50 m. 
Die vorliegende Planung sieht im Sinne einer Nachverdichtung innerhalb im Zusammenhang 
bebauter Bereiche die Errichtung von zwei Einzelhäusern vor. Die ursprüngliche Pla-nungsintention 
wird somit fortgeführt. Für die geplanten Vorhaben sind Baufenster mit einer Größe von 11,0 x 8,5 
m (Nord) beziehungsweise 12,0 x 8,0 m vorgesehen. Die zulässige überbaubare Grundstücksfläche 
der einzelnen Baugrundstücke ordnet sich demnach den umgebenden Baufeldern unter. 
Die zulässige Wandhöhe wird für die geplanten Vorhaben mit 6,0 m ab Oberkante Fertigfußboden 
des Erdgeschosses (OK.FFB.EG) festgesetzt. Die geringfügige Erhöhung von 5,8 m auf 6,0 m 
gegenüber dem rechtskräftigen Maß dient einem zeitgemäßen Angebot an Geschosshöhen und 
einem Planungsspielraum bzgl. z. B. einer Dämmung des Daches oder eines Dachgeschoßausbaus 
zur Wohnraumgewinnung. 
  
Die OK.FFB.EG wird aufgrund der vorhandenen Topographie und im Sinne einer der vor-handenen 
Gegebenheiten angepassten Bauweise auf NHN (NormalHöhenNull) bezogen festgesetzt.  
 
Das zulässige Maß der Nutzung (überbaubare Grundstücksfläche und zulässige Wandhöhe) ist in 
ihrer Dimension mit der umgebenden zulässigen Bebauung vergleichbar. Eine Einfügung in die 
bauliche Umgebung ist durch geplante Vorhaben daher zu erwarten. 
 
Die Variante einer Bebauung des überplanten Grundstücks durch ein Doppelhaus wurde im Vorfeld 
der Planung geprüft. Aufgrund der Hangsituation innerhalb des überplanten Bereichs würde eine 
Doppelhausbebauung zu einem Eingraben des Gebäudes auf der nordöstlichen beziehungsweise 
zu einem erhöhten Sockel auf der südwestlichen Seite führen. In Anwendung des 
Abstandsflächenrechts und des vorhandenen Grundstückzuschnitts sind Einschränkungen einer 
möglichen Bebauung des Grundstücks nicht auszuschließen. Je nach Länge einer 
Doppelhausbebauung ist zudem grundsätzlich von einer Riegelwirkung auszugehen.  
 
In Fortführung der ursprünglichen Planungsintention, aufgrund der o. a. Ausführungen und im Sinne 
einer an das vorhandene Gelände angepassten Bauweise zur Vermeidung von Aufschüttungen und 
Abgrabungen wurde die Variante einer Doppelhausbebauung nicht weiterverfolgt. 
 
Lage der überbaubaren Grundstücksflächen / Schattenwurf 
 
Im Sinne einer zweckentsprechenden Nutzung der Grundstücke, unter Beachtung von 
bauordnungsrechtlichen Vorgaben wie z.B. erforderliche Abstandsflächen sowie einer gesicherten 
Erschließung des Hinterliegergrundstücks werden für die geplanten Einzelhäuser Baufenster durch 
Baugrenzen festgesetzt. 
 
Aufgrund der Pflicht, ausreichende Abstände entsprechend der kommunalen Satzung über 
abweichende Abstandflächen einzuhalten (entspricht unter Anwendung des 16m-Privilegs dem 
erforderlichen Mindestmaß nach Art. 6 BayBO), ist grundsätzlich sichergestellt, dass eine 
nachbarlich zumutbare Beachtung der Belange, Belichtung, Belüftung und Besonnung erfolgt (vgl. 
BVerwG, B.v. 11.1.1999 – 4 B 128/98 – NVwZ 1999, 879; U.v. 7.12.2000 – 4 C 3/00 – NVwZ 2001, 
58; BayVGH, B.v. 6.11.2008 – 14 ZB 08.2327 – juris; B.v. 15.3.2011 – 15 CS 11.9 – juris).  
Die Lage bzw. Ausdehnung der Baugrenzen im nordöstlichen Grundstücksbereich ist zudem 
vergleichbar mit den westlich gelegenen Baufenstern. 
 
Innerhalb eines bebauten Wohngebiets müssen nach ständiger Rechtsprechung Nachbarn 
hinnehmen, dass es durch rechtskonforme Bauvorhaben zu einer gewissen Verschattung des 
eigenen Grundstücks beziehungsweise von Wohnräumen kommt (SCHULTE BEERBÜHL, DAB 
2017).  
Zur abschließenden Beurteilung der vorgebrachten Bedenken bzgl. einer Beeinträchtigung durch 
Schattenwurf kann eine Verschattungsstudie durchgeführt werden. In diesem Zusammenhang ist 
anzumerken, dass es für die materiell-rechtliche Beurteilung der Zumutbarkeit einer Verschattung 
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keinen normativ verbindlichen Maßstab gibt. Allerdings liefert die DIN 5034-1 „Tageslicht in 
Innenräumen“ in der Fassung vom Oktober 1999 Anhaltspunkte für eine Beurteilung der 
Auswirkungen: 
Nach Teil 1 der DIN 5034 sollte für Wohngebäude eine minimale Besonnungsdauer der Fassaden 
zur Tag- und Nachtgleiche (einer der beiden Tage im Jahr, an denen der lichte Tag und die Nacht 
gleich lang sind – in Deutschland ist dies durchschnittlich der 21. März bzw. 23. September) von 4 
Stunden in der Fensterebene als Mindestmaß erreicht werden. Dieses Kriterium sollte für 
mindestens einen (Wohn-)Raum je Wohnung erfüllt sein. Für Arbeitsräume sind keine 
Anforderungen definiert. 
 
In den Wintermonaten wird für eine ausreichende Besonnung für den Stichtag 17. Januar für 
mindestens einen Wohnraum je Wohnung eine Besonnungsdauer von 1 Stunde vorgeschlagen. 
 
Nach vorläufiger Einschätzung ohne detaillierte Überprüfung durch eine Schattenstudie können 
durch vorliegende Planung die Kriterien der DIN 5034-1 für bestehende benachbarte Gebäude 
jedoch eingehalten werden. 
  
Nachverdichtung 
 
Die geplante Nachverdichtung entspricht den Zielen der Landes- und Regionalplanung sowie den 
Zielen der Gemeinde. Aufgrund der zu erwartenden Einbindung der geplanten / zulässigen Gebäude 
in die vorhandene bauliche Struktur der Umgebung wird eine geordnete städtebauliche Entwicklung 
nicht infrage gestellt. Dass eine bauliche Nachverdichtung auch der Intention des 
Bundesgesetzgebers entspricht, zeigen im Übrigen §§ 1a und 13a BauGB. 
Vor dem Hintergrund der künftigen klimaökologischen Anforderungen und Aufgaben sieht die 
Gemeinde den Schutz von Grund und Boden in bislang unbeanspruchten Bereichen (Außenbereich) 
als vorrangige Aufgabe. Prägende innerörtliche Grünzüge und Grünstrukturen sollen dabei jedoch 
gewürdigt werden. Um den vorhandenen Siedlungsdruck in der Gemeinde zu begegnen, hat die 
Gemeinde in Ausübung ihrer Planungshoheit die Änderung des Bebauungsplans Nr. 12 „Meisham“ 
mit dem übergeordneten Ziel der innerörtlichen Nachverdichtung unter Berücksichtigung der 
städtebaulichen Eigenart der Siedlungsstruktur beschlossen. 
 
Beschlussvorschlag 
 
Die vorgebrachten Hinweise und Bedenken werden zu Kenntnis genommen. 
 
Aufgrund der vorhergehenden Ausführungen ist nicht von wesentlichen, unzumutbaren negativen 
Auswirkungen auf die Nachbargrundstücke auszugehen. Die Gemeinde hält an der vorliegenden 
Planung fest. Für das Planungskonzept ergibt sich kein Änderungsbedarf. 
 
 
Abstimmungsergebnis    11  :  1 
 
 
 
B.5 Bedenken und Anregungen mit Schreiben vom 27.07.2022  
(Teilfläche B: Pittenharter Straße) 
 
Bedenken und Anregungen 
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Sachverhalt / Abwägung 
 
 
Für das Grundstück Pittenharter Straße 3, Flur Nr. 2166/34, Gemarkung Eggstätt (Teilbereich B) 
wurde der Antrag auf die Errichtung eines Wohn- und Geschäftsgebäudes gestellt.  
Das geplante Vorhaben entspricht u. a. in Bezug auf die Lage der überbauten Grundstücksflächen 
nicht den Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplans. Das geplante Vorhaben ist in seiner 
geplanten Dimension und Merkmalen grundsätzlich jedoch aus städtebaulicher Sicht als verträglich 
einzustufen. 
Der vorhandene Baumbestand im Teilbereich B wurde aufgrund eines redaktionellen Fehlers 
irrtümlich als Eschenbestand beschrieben. Tatsächlich handelt es sich bei dem Baumbestand um 
Weiden. Die Begründung zur Bebauungsplanänderung ist entsprechend redaktionell 
richtigzustellen. 
Gegenüber dem rechtskräftigen Bebauungsplan wurde das zulässige Baufeld nach Norden 
verschoben. Wie in der Begründung bereits ausgeführt, kommt es bei der Umsetzung des geplanten 
Vorhabens dennoch voraussichtlich zur Beseitigung des vorhandenen Baumbestands. Im Rahmen 
der Festsetzungen zur Grünordnung werden bereits Vorgaben für Kompensations- und 
Minimierungsmaßnahmen festgesetzt, z. B. Ersatzpflanzungen heimischer Laub- / Obstbäume, 
Nisthilfen. 
Das im Rahmen einer verbindlichen Bauleitplanung prüfrelevante Artenspektrum beschränkt sich 
laut Bundesnaturschutzgesetz BNatSchG (§ 44 und § 7 Abs. 2) auf die Arten des Anhangs IV der 
FFH-Richtlinie, alle europäischen Vogelarten, Arten der EUArtSchV An-hang A und der BArtSchV 
Anlage 1, Spalte 3. 
Nach derzeitigem Kenntnisstand sind keine prüfrelevanten Arten von der Bebauungs-planänderung 
betroffen. Dem städtebaulichen Vorhaben stehen somit keine grundsätzlichen 
artenschutzrechtlichen Aspekte entgegen. Somit kann entsprechend den Hinweisen der Obersten 
Baubehörde (2008) auf einen detaillierten Fachbeitrag zur speziellen arten-schutzrechtlichen 
Prüfung (saP) verzichtet werden.  
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Allgemein ist im Rahmen der Baugenehmigungsverfahren sicherzustellen, dass im Kontext der 
Satzung umgesetzte Bauvorhaben weder durch ihre Errichtung (hier Rodung) oder ihren späteren 
Bestand den Regelungen des § 44 BNatSchG entgegenstehen. Mögliche Vermeidungsmaßnahmen 
und der Verweis auf die Vorgaben des Art. 11a BayNatSchG zur Vermeidung von 
Beeinträchtigungen der Insektenfauna sind in der Begründung aufgeführt. 
Im Sinne einer sach- und fachgerechten Behandlung und Abwägung der vorgebrachten Bedenken 
wurde im September 2022 durch die Dipl. Biologin Nikola Bichler, Bichler & Bich-ler GbR, 83132 
Pittenhart, eine fachliche Einschätzung vorhandenen Situation und der Auswirkungen der Planung 
erarbeitet. In diesem „Gutachen über die Begehung des Grundstücks an der Pittenharter Straße 3“ 
mit Stand vom 10.09.2022 wurde der Baumbestand untersucht und die artenschutzrechtlichen 
Auswirkungen einer möglichen Rodung unter-sucht. 
Das Ergebnis kommt zu folgender Bewertung:  
„Der durch die Fällung der beiden Silberweiden bedingte Verlust an Brutplätzen für Vögel, 
Jagdhabitat für Fledermäuse und Nahrungsangebot sowie Lebensraum für Insekten wird durch die 
umliegenden Gehölze und die Ausgleichspflanzungen ausgeglichen.“ (BICHLER 2022) 
Um das derzeit vorhandene artspezifische Nahrungsangebot zu stärken, wird empfohlen, eine 
entsprechende Artenauswahl in der Umsetzung der grünordnerischen Vorgaben des 
Bebauungsplans zu berücksichtigen (Pflanzung Silber-Weide). Entsprechende Vorgaben können im 
Rahmen eines städtebaulichen Vertrags gesichert werden. Lage und Art der erforderlichen bzw. 
geplanten Baumpflanzungen sind im Freiflächengestaltungsplan zum Bauantrag zu definieren. 
Grundsätzlich wäre eine Festsetzung der beiden Bäume als „Baumbestand – zu erhalten“ möglich. 
Zum Schutz der Bäume wären diese, vor allem während der Bauzeit besonders zu sichern. Im 
gesamten Wurzelbereich der Kronentraufe zzgl. 1,5 m dürften in diesem Fall keine Abgrabungen 
und keine Aufschüttungen vorgenommen werden.  
Eine Festsetzung der Bäume als zu erhaltende Bestandsbäume hätte aufgrund der Ausdehnung der 
Baumkronen eine deutliche Lageverschiebung der überbaubaren Grundstücksflächen zur Folge. Mit 
einer geänderten Planung ist das Verfahren zur Beteiligung der Behörden / TÖB sowie die 
Beteiligung der Öffentlichkeit wiederholt durchzuführen (§ 4a Abs. 3 BauGB). 
Eine Stellungnahme der UNB Rosenheim zu vorliegendem Vorhaben liegt nicht vor, derzeit wird 
daher von einem Einverständnis gegenüber der Planung vonseiten der UNB ausgegangen. 
 
 
 
Beschlussvorschlag 
 
Die vorgebrachten Hinweise und Bedenken werden zu Kenntnis genommen. 
In Berücksichtigung der o. a. Ausführungen hält die Gemeinde an dem vorliegenden Pla-
nungskonzept fest. Zur Unterstützung eines artspezifischen Nahrungsangebots ist bei den 
erforderlichen Baumpflanzungen mindestens 1 Silber-Weide zu pflanzen. Eine entsprechende 
Umsetzung der Artauswahl ist vertraglich zu sichern. 
Für das Planungskonzept der Bebauungsplanänderung ergibt sich kein Handlungsbedarf. Die 
Begründung ist redaktionell um die Erkenntnisse aus dem „Gutachten über die Begehung des 
Grundstücks an der Pittenharter Straße 3“ zu ergänzen. 
 
 
 
Abstimmungsergebnis    11  :  1 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

Sitzung des Gemeinderates am 18.10.2022 Seite 25 von 26 
 

 
 
 
 
 
 
 
Beschluss zum weiteren Vorgehen. 
 
Der aufgrund der vorgenannten Beschlüsse sowie der Hinweise auf die Entwurfsplanung ist gemäß 
§ 4a, Abs. 3 BauGB diese erneut auszulegen. Da durch die Änderung /Ergänzung die Grundzüge 
der Planung nicht berührt werden, wird die Einholung der Stellungnahmen auf die betroffenen 
Öffentlichkeit sowie die berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange beschränkt. 
Es wird bestimmt, dass Stellungnahmen nur zu den geänderten oder ergänzten Teilen abgegeben 
werden können. Die Dauer der erneuten Auslegung und die Frist zur Stellungnahme werden auf 
zwei Wochen verkürzt. 
 
 
 
 
 
Abstimmungsergebnis    12  :  0 
 
 
 
 
Einstimmig beschlossen Ja 12       Nein 0   
 
5 Antrag auf Vorbescheid zur Errichtung von zwei Doppelhaushälften, 

sowie ein Einfamilienwohnhaus mit 4 Carports und 2 Stellplätzen auf 
FLNr. 289, Gemarkung Eggstätt, Priener Str. 7 

 

 
Sachverhalt: 
 
Es liegt ein Antrag auf Vorbescheid zu Errichtung von zwei Doppelhaushälften und einem 
Einfamilienwohnhaus vor. 
 
 
Die Pläne werden aufgezeichnet und erläutert. 
 
Folgende Abweichungen zum rechtkräftigen Bebauungsplan Nr. 10 „Eggstätt-Süd“ liegen vor. 
 
Grundflächenzahl GRZ: 
Die GRZ 1 ist 0,27 gewünscht; laut B Plan Eggstätt Süd ist 0,25 maximal möglich. 
Die GRZ II ist 0,50 gewünscht;  laut B Plan sind 0,25 erlaubt, eine Überschreitung um 70 % ist 
möglich. Also lässt der gütige B Plan einen maximalen GRZ Wert von 0,425 zu. 
 
Geschossflächenzahl GFZ: 
Der GFZ Wert ist 0,53 gewünscht;  laut gültigem B Plan ist bei MD ein GFZ Wert von 0,50 erlaubt. 
 
Baufenster: 
Das Baufenster ist  abweichend vom Bauwunsch. 
 
Im B Plan ist das Gebiet als MD (Dorfgebiet) dargestellt. Durch den Bauwunsch wird ausschließlich 
Wohnraum geschaffen. 
 
Um das Bauvorhaben zu realisieren, müsste eine Änderung des Bebauungsplanes vollzogen 
werden. 
Der Bauwunsch widerspricht dem gültigen Bebauungsplan wesentlich. 
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In der Anlage ist die städtebauliche Bewertung des Bauwunsches vom Planungsbüro plg beigefügt,. 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat hat Kenntnis vom Sachverhalt. 
Der Gemeinderat stimmt dem Antrag auf Vorbescheid zunächst zu. 
Der Gemeinderat beschließt die Einleitung eines Änderungsverfahrens zur Realisierung des 
Bauwunsches. 
 
Einstimmig beschlossen Ja 0       Nein 12   
 
6 Verschiedenes und Bekanntgaben  

 
Mitteilung: 
 

- Ratsmitglied Stefan Meier informiert das Gremium über die Themen der letzten Sitzung des 
Tourismus-Ausschusses 
 

- Isabella Weber informiert über die geplante Festwoche zum 5-jährigen Gründungsfest mit 
Fahnenweihe der Dirndlschaft Eggstätt e.V. vom 15.09.2023 – 17.09.2023 
 

- Der Vorsitzende verliest ein Schreiben des SM Florian Hermann bzgl. Umweltschaden 
Natzing 
 

- Zudem informiert der Erste Bürgermeister über folgende geplante Veranstaltung: 
 

 Bürgerversammlung am 25. November 2022, 19:30 Uhr im Gasthaus Unterwirt 

 Info-Veranstaltung Gründung eines Bürger- und Nachbarschaftsvereins am 29. 
November 2022, 19:00 Uhr im Gasthaus Unterwirt 

 Volkstrauertrag am 13. November 2022, 10:00 Uhr Gottesdienst -> Abmarsch 
Rathausplatz 09:45 Uhr 

 
- Ratsmitglied Kajetan Huber informiert das Gremium, dass die Straßenbeleuchtung Obinger 

Str. / Blumenstr. erst ab 22:00 Uhr geschaltet ist.  
- Zudem gibt er bekannt, dass am 05. November 2022 das Herbstkonzert des Musikvereins 

Eggstätt stattfindet. 
- Bürgermeister Christian Glas gibt bekannt, dass dieses Jahr lediglich zwei Christbäume im 

Gemeindegebiet aufgestellt werden. Standorte sind das Rathaus und das Kriegerdenkmal. 
 
Zur Kenntnis genommen  
 
 
 
Mit Dank für die gute Mitarbeit schließt Erster Bürgermeister Christian Glas um 21:00 Uhr die 
öffentliche Sitzung des Gemeinderates. 
 
 
Anschließend findet eine nichtöffentliche Sitzung statt. 
 
 
 
 
 
 

Christian Glas    
 

Erster Bürgermeister    Schriftführung 
 


